
Basierend auf den von der feministischen Bio-
grafieforschung formulierten Prinzipien der 
Historizität, Ganzheitlichkeit und Geschlechts-
gebundenheit des Biografiekonzepts1 wurden 
in dieser empirisch-vergleichenden Analyse die 
Lebensgeschichten von Landesparlamentarierin-
nen ausgewertet.2

Insgesamt waren in der Zeit von 1946 bis 1960 
in den westdeutschen Landtagen 322 Frauen ver-
treten, davon gehörten 146 der SPD, 37 der KPD, 
fünf der SED, 80 der CDU, sechs der CSU, 32 der 
LDP/FDP, sieben dem Bund der Heimatvertriebe-
nen und Entrechteten (BHE), vier der Deutschen 
Partei (DP), zwei der Deutschen Zentrumspartei 
(DZP), je eine der Deutschen Reichspartei (DRP) 
und Sozialistischen Reichspartei (SRP) an, eine 
Frau war parteilos.3 Im Mittelpunkt der Untersu-
chung standen dabei die Kriterien:
– Altersstruktur, Herkunft und politische Sozia-

lisation bis 1945 (hier insbesondere während 
des Nationalsozialismus),

– Ausbildung und Berufstätigkeit,
– Vereinbarkeit von Familie, Beruf und Politik,
– Politikfelder und das Verständnis von Frauen-

politik,
– Karriereverläufe und Akzeptanz in der Partei.
Zudem lagen der Untersuchung folgende Leit-
fragen zugrunde:
– Wie verliefen die Politisierungsprozesse der 

Frauen, gab es partei- und frauenspezifische 
Merkmale, Gemeinsamkeiten und Unter-
schiede?

– Welche Faktoren und Strukturen bestimmten 
Möglichkeiten und Barrieren von Landtags-
politikerinnen in der Nachkriegszeit?

1.  »Zusammenbruch 1945: Für mich 
hieß das Position beziehen.«4

In der unmittelbaren Nachkriegszeit erfüllten 
weitgehend Frauen die existenzielle Reproduk-
tionsarbeit. Mit ihren Aufbauleistungen emoti-
onaler und materieller Art schufen sie wieder 
gesellschaftliche, familiäre und persönliche 
Lebensstrukturen und trugen damit maßgeblich 
zur Entstehung stabiler Verhältnisse bei. Auch 
die Frauen, die sich in den über 5.000 Frauen-
ausschüssen politisch engagierten, taten dies 
mit Empathie und großem Einsatz. Diese auf 
lokaler Ebene von Frauen aus allen sozialen 
Schichten, verschiedenster parteipolitischer, 
kirchlicher und weltanschaulicher Richtungen – 
darunter auch viele der späteren Landtagsabge-
ordneten – initiierten Zusammenschlüsse, orga-
nisierten in der unmittelbaren Nachkriegszeit 
vielfältige sozial- und kulturpolitische Projekte. 
Dieses offene Konzept einer überparteilichen 
und unabhängigen politischen Frauenarbeit 
scheiterte in dem Moment, als die traditionellen 
politischen Institutionen, wie Verbände und Par-
teien, sich begannen wieder zu etablieren. Da 
die Parteien um ihre Einigkeit, um Macht und 
Einflussmöglichkeiten fürchteten, wurden die 
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Frauenausschüsse politisch ausgegrenzt und für 
die eigenen weiblichen Parteimitglieder negativ 
sanktioniert. Zudem leitete im Zuge des Kalten 
Krieges die Ideologisierung der politischen Aus-
einandersetzung in Form des strikten Antikom-
munismus das Ende der überparteilichen Zusam-
menarbeit ein.

Diese ambivalente Entwicklung spiegelte sich 
auch in der Präsenz von Frauen in den Landes-
parlamenten wider. Zwar war es für die Parteien 
nach dem Ende der nationalsozialistischen Dik-
tatur eine selbstverständliche demokratische 
Pflicht, die aktive Teilnahme von Frauen in der 
Politik wieder offensiv zu propagieren. Aber bei 
der Vergabe von wichtigen politischen Positio-
nen, wie den Landtagsmandaten, wurde den 
Frauen meist nur eine Alibifunktion zugestan-
den. Ein durchschnittlicher Männeranteil von 
95 Prozent in den Parlamenten der Flächenlän-
der und 85 Prozent in denen der Stadtstaaten 
beschreibt eindrücklich, wie marginal die Frau-
enrepräsentanz in den Jahren von 1946 bis 1960 
war.5 Dabei sank seit den ersten Landtagswah-
len 1946/47 der Frauenanteil stetig oder sta-
gnierte bestenfalls. Eine Tendenz, die bis weit 
in die 1970er Jahre fortdauerte. Denn erst bei 
den hessischen Landtagswahlen im Jahre 1978 
wurde in einem Flächenland die zehn Prozent-
marke überschritten. Eine sich langsam vollzie-
hende grundlegende Trendwende setzte erst in 
den 1980er Jahren mit der Einführung der Quo-
tenregelung bei den Grünen und der SPD ein. 
Heute, im Frühjahr 2009, sind 32 Prozent aller 
Landtagsmandate von Frauen besetzt, wobei der 
Anteil der Grünen bei über 50 Prozent und der 
der SPD bei knapp 40 Prozent liegt.6 Dagegen 
bestätigt der weiterhin niedrige Frauenanteil 
von gut 20 Prozent bei der CDU/CSU und der 
FDP, dass ein unverbindliches Quorum bzw. eine 
freiwillige Zielvereinbarung kein geeignetes Ins-
trumentarium ist, um eine annähernd geschlech-
terparitätische Mandatsverteilung zu erreichen. 
Vielmehr belegt die Entwicklung des prozentu-

alen Frauenanteils in den Landtagen seit 1946 
bis heute, dass eine paritätische Mandatsver-
gabe zwischen Frauen und Männern ohne eine 
verbindliche Quotenregelung in allen Parteien 
kaum Realität werden wird.7

2.  »Da fragte keiner, ob Frauen 
logisch genug und beständig 
genug fürs politische Handwerk 
seien – wir waren da und 
packten mit an. Wir lernten, 
weil wir mitmachten, mithalfen, 
mitredeten.«8

In der ersten Wiederaufbauphase wurden Frauen 
in der Politik gebraucht, weibliche Rollenzuwei-
sungen spielten keine bzw. vorübergehend nur 
eine untergeordnete Rolle. Dabei fingen die Poli-
tikerinnen der ›ersten Stunde‹ ebenso wenig bei 
Null an wie die gesamte Gesellschaft. Entspre-
chend ihres Alters, ihrer Herkunft und politischen 
Sozialisation hatten die meisten der späteren 
Landtagsparlamentarierinnen politische Erfah-
rungen in der Weimarer Republik gesammelt, 
einige der älteren Generation bereits im Kaiser-
reich. So prägte das identitätsstiftende Milieu 
der Arbeiterbewegung mit seinem breit gefä-
cherten Netzwerk von parteiinternen und -nahen 
Organisationen das Leben der Sozialdemokra-
tinnen und Kommunistinnen. Die Politikerinnen 
des christlich-liberal-konservativen Parteienspek-
trums erfuhren ihre politische Sozialisation in 
erster Linie in Frauenzusammenhängen der bür-
gerlichen und konfessionellen Frauenbewegung 
und erst in zweiter Linie in Parteien.9

Insbesondere die Weimarer Republik verban-
den die Frauen mit einer Ära des Aufbruchs und 
des Eroberns neuer Wirkungsfelder im berufli-
chen, sozial-karitativen, politischen und frauen-
politischen Bereich. Frauen, die sich in der Zeit 
zwischen der Einführung des Frauenwahlrechts 
1918/19 und dem Verbot der Parteien 1933 viel-
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fältig politisch engagiert hatten, hatten ein nicht 
unerhebliches Selbstbewusstsein durch diese 
Arbeit erfahren, an das sie nach 1945 wieder 
anzuknüpfen suchten.

Die Zeit des Nationalsozialismus bedeutete 
hingegen nicht nur einen radikalen, oft lebens-
bedrohlichen Einschnitt in den Biografien der 
Politikerinnen, sondern auch das gewaltsame 
Ende dieses ersten demokratisch-politischen 
Erfahrungsstranges von Frauen. Erinnert sei 
hier vor allem an die Kommunistinnen, die sich 
bis auf sehr wenige Ausnahmen an illegaler 
Widerstandsarbeit unterschiedlichster Art (kon-
spirative Treffen, Herstellung und Verteilung 
von Flugblättern, Kurierdienste, Verstecken von 
Verfolgten, Fluchthilfe etc.) beteiligten. Infolge-
dessen wurden sie oft bereits nach kurzer Zeit 
verhaftet und unter der Anklage »Vorbereitung 
zum Hochverrat« zu mehreren Jahren Zucht-
haus verurteilt und anschließend in der Regel 
für unbestimmte Zeit in ein Konzentrationslager 
verbracht, aus dem viele erst durch die Alliierten 
befreit wurden.10

Unabhängig von der parteipolitischen Aus-
richtung nahmen die meisten Politikerinnen 
das Ende der NS-Diktatur als Verpflichtung und 
Chance wahr, um  – nicht zuletzt als Engage-
ment von Frauen für Frauen – am Aufbau eines 
demokratischen Staatswesens verantwortlich 
mitzuwirken. Parteiübergreifend vertraten viele 
Frauen die Auffassung, dass sie nach der Zeit des 
Natio nalsozialismus, der die Frauen fast vollstän-
dig aus der Politik ausgeschaltet hatte, aufgrund 
ihres Geschlechts in einer besonderen Verantwor-
tung standen. Die CSU-Politikerin Maria Probst, 
bayerische Landtagsabgeordnete von 1946 bis 
1949 und Bundestagsabgeordnete von 1949 bis 
1967, hielt das Mitwirken der Frauen deswegen 
für unerlässlich:

»Ich sehe gerade in der Ausschaltung des 
weiblichen Einflusses in der Politik eine der 
Ursachen unseres heutigen Zusammenbruchs … 
Ich glaube, daß wir eine unerhörte Schuld auf 

uns geladen haben und noch dabei sind, wieder 
eine neue auf uns zu laden, wenn wir Frauen uns 
einer nicht gottgewollten Passivität anheimge-
ben. Wir müssen uns der Mühe und des Opfers 
des politischen Kampfes unterziehen.«11

Vor allem im Bereich der Sozialpolitik kriti-
sierten weibliche Abgeordnete die traditionelle 
Familienpolitik der 1950er Jahre mit ihrer Ideo-
logisierung und Reduzierung der Frauen auf die 
Rolle von Mutter, Ehe- und Hausfrau. Stattdessen 
forderten sie die gesellschaftliche Anerkennung, 
Unterstützung und Integration der berufstäti-
gen Frauen wie der Hausfrauen und Mütter. 
So gestalteten die Parlamentarierinnen auf der 
Landesebene die Sozialgesetzgebung in vielen 
Bereichen maßgeblich mit und versuchten, frau-
enpolitische Vorstellungen durchzusetzen. Ein 
sichtbares Ergebnis dieses Engagements zeigte 
sich in den interfraktionellen Anträgen, die von 
den Parlamentarierinnen der verschiedenen 
Parteien in den Landtagen gemeinsam gestellt 
wurden. So forderten z. B. die Berliner Parlamen-
tarierinnen eine gerechtere Besteuerung lediger 
Frauen sowie eine Höherstufung der Hausfrauen 
bei den Lebensmittelkarten; niedersächsische 
weibliche Abgeordnete setzten mit ihren Anträ-
gen eine finanzielle Unterstützung für die Berufs-
ausbildung von Kriegerwitwen und -waisen, die 
Gleichbehandlung von zivilinternierten Frauen 
und Männern bei der Entlassung und die Schaf-
fung neuer Stellen für Fürsorgerinnen durch.12 
Zudem unterstützten sich die Politikerinnen in 
Debatten, in denen frauenpolitische Anliegen 
beraten wurden. Korrespondierend mit der über-
parteilichen Zusammenarbeit im außerparlamen-
tarischen Bereich, nutzten die Politikerinnen die-
ses politische Instrument allerdings nur in den 
ersten Nachkriegsjahren für ihre Landtagsarbeit. 
Im Gegensatz zur unmittelbaren Nachkriegs-
phase, die geprägt war von Kooperation, Kon-
sens, gegenseitiger Wertschätzung und kollegi-
alem Umgang, dominierten im Zuge des Kalten 
Krieges zunehmend der Fraktionszwang, eine 
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klare Abgrenzung zwischen den Parteien und 
ein kontrovers-polemischer Debattenstil. Zwar 
konnte sich in diesem politischen Umfeld keine 
institutionalisierte interfraktionelle Zusammenar-
beit unter den Politikerinnen in den Parlamenten 
etablieren, dennoch nutzten die Politikerinnen 
weiterhin ihre vielfältigen Netzwerkstrukturen 
innerhalb und außerhalb der Partei  – hier vor 
allem die zahlreichen Frauenverbände  –, um 
ihre frauenpolitischen Ziele effizienter vertreten 
zu können.

Unabhängig von Parteizugehörigkeiten enga-
gierten sich die meisten Politikerinnen jeweils in 
den Politikfeldern, in denen sie aufgrund ihres 
Berufs und/oder ihrer ehrenamtlichen Arbeit 
über langjährige Erfahrungen und vielfältige 
Kompetenzen verfügten. Eine Übersicht über 
das Sozialprofil der Landtagsabgeordneten zeigt 
deutlich, dass zum Zeitpunkt der Wahl in den 
jeweiligen Landtag knapp zwei Drittel aller Poli-
tikerinnen erwerbstätig waren, ein Drittel gab als 
Berufsangabe ›Hausfrau‹ an. Knapp vier Fünf-
tel der berufstätigen Landtagsabgeordneten 
arbeiteten in als typisch weiblich bezeichneten 
Berufsfeldern, insbesondere in Berufen im kauf-
männischen Bereich, im Bildungswesen sowie 
im sozialen oder kulturellen Sektor. Gehörte die 
Berufstätigkeit für die meisten Frauen zu ihrem 
Selbstverständnis, war sie andererseits aber auch 
notwendig, da die Aufwandsentschädigung als 
Landtagsabgeordnete in den meisten Fällen 
nicht ausreichte, um davon leben zu können.13

Entsprechend ihrer Professionen engagierten 
sich die Politikerinnen vorwiegend in der Sozial-, 
Kultur- und Bildungspolitik. Dabei teilten die 
Parlamentarierinnen die aus männlicher Sicht 
getroffene Wertung der Zweitrangigkeit dieser 
Politikfelder nicht. Stattdessen rekurrierten sie 
auf das Konzept der »geistigen Mutterschaft« 
der bürgerlichen Frauenbewegung bzw. dem 
des »Frauentums als sozialer Mütterlichkeit« der 
Sozialdemokratie und verwiesen angesichts der 
Herausforderungen, die die Nachkriegssituation 

an die Politik stellte – als Voraussetzung für eine 
beiden Geschlechtern gerecht werdende Poli-
tik – auch auf die weibliche Perspektive in allen 
Politikfeldern.

Die CDU- und FDP-Frauen leiteten hieraus 
den Denkansatz ab, Frauenpolitik als Quer-
schnittsaufgabe und nicht als ein weiteres 
Fachressort unter vielen aufzufassen. So stritten 
die beiden exponierten hessischen CDU-Politi-
kerinnen Gabriele Strecker und Elisabeth Pitz14 
während ihrer gesamten Karriere für eine struk-
turelle Verankerung des Frauenthemas in allen 
politischen Bereichen. Gleichzeitig gehörten sie 
zu jenen CDU-Politikerinnen, die das CDU-Frau-
enleitbild der Hausfrau und Mutter kritisierten 
und für die Wahlmöglichkeit der Frau zwischen 
alleiniger Berufstätigkeit oder Beruf und Fami-
lie plädierten, allerdings mit der Einschränkung, 
dass die berufstätige Mutter während der ersten 
Lebensjahre des Kindes nicht erwerbstätig sein 
sollte.15 Damit die Frau eine freie Entscheidung 
treffen konnte, forderten sie entsprechende vom 
Staat zu erbringende gesetzliche und institutio-
nelle Rahmenbedingungen wie: gleiche Ausbil-
dungschancen für Mädchen und Jungen, gleiche 
Bezahlung, berufliche Rückkehrgarantien nach 
der Erziehungsphase, Betreuungsmöglichkeiten 
für Kinder, Reform des Familienrechts, Weiterbil-
dungsangebote für Frauen während der Fami-
lienphase und gesellschaftliche Anerkennung 
der ledigen berufstätigen Frau, Forderungen die 
zum Teil bis heute nicht an Aktualität verloren 
haben.16

Im Gegensatz zu den liberalen Politikerinnen, 
die mehrheitlich ihren parteiinternen Minderhei-
tenstatus kaum kritisch diskutierten, setzten sich 
die CDU-Politikerinnen frühzeitig und kontinuier-
lich mit der geringen Präsenz von Frauen in der 
Politik auseinander. Zwar verwendeten sie andere 
Begrifflichkeiten, aber in der Analyse kamen sie 
zu ähnlichen Ergebnissen wie Anfang der 1990er 
Jahre die Politologin Eva Kreisky mit ihrer Theo-
rie von dem »männerbündischen Charakter« von 
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Staat, Politik und Partei.17 Die CDU-Politikerin 
Gabriele Strecker, die in diesem Zusammenhang 
von »Männerkameraderie« sprach, formulierte 
bereits in den 1950er Jahren die Schwierigkeiten 
von Frauen in den von »männlichem Lebensstil« 
geprägten Parteien, die ausschließlich »auf den 
Mann und die männliche Erfahrungswelt zuge-
schnitten« und »zu wenig an die Erlebniswelt der 
Frauen und ihre höchstpersönlichen Interessen« 
geknüpft seien.18 Als Gegengewicht bauten die 
Christdemokratinnen parteiintern eine eigen-
ständige Frauenvereinigung auf und maßen 
extern der Bündnispolitik mit unabhängigen 
Frauenverbänden für die Durchsetzung ihrer For-
derungen eine wesentliche Bedeutung zu, nicht 
zuletzt, so Elisabeth Pitz, da Frauen leichter in 
Frauenversammlungen anzusprechen seien und 
»lieber zu einer Frauenversammlung im vorpoli-
tischen Raum als zu einer Parteiversammlung« 
kamen.19

Elisabeth Pitz und Gabriele Strecker schätzten 
sowohl die Möglichkeiten als auch die Grenzen 
dieser männerfreien Arbeitszusammenhänge 
innerhalb der Partei sehr realistisch ein, schließ-
lich trat die erhoffte Stärkung der Position der 
Frauen durch die CDU-Frauenausschüsse nur 
bedingt ein. So ging trotz der Lobbyarbeit der 
Frauenanteil an Mandaten und politischen 
Ämtern seit den späten 1950er Jahren zurück 
oder stagnierte bestenfalls. Aufgrund dieser 
Erfahrung vertraute Elisabeth Pitz nicht mehr auf 
eine wohlwollend-solidarische Haltung der Män-
ner, die zugunsten von Frauen auf ein Mandat 
verzichteten, sondern forderte bereits Ende der 
1960er Jahre eine Frauenquote. Sie sprach von 
einer »Schlüsselzahl« bezogen auf den jeweili-
gen Mitgliederanteil von Frauen in den Parteien. 
Demnach hätte z. B. im 5. Deutschen Bundestag 
der Anteil der weiblichen CDU-Mandatsträger 
nicht 7,2 Prozent, sondern 14,1 Prozent der Abge-
ordneten betragen müssen, für die SPD hätten es 
danach nicht 10,3 Prozent, sondern 18,2 Prozent 
sein müssen.20 Ihr Vorschlag fand allerdings in 

den Statuten der CDU keinerlei Berücksichti-
gung. Erst Mitte der 1990er Jahre war die CDU 
bereit, über ein Quorum nachzudenken.

Sehr konsequent verfolgten die Sozialdemo-
kratinnen einen partnerschaftlichen Politikan-
satz. Basierend auf der Theorie des Haupt- und 
Nebenwiderspruchs lehnte die SPD »Sonderorga-
nisationen« von Frauen ab und ordnete die Frau-
enpolitik grundsätzlich dem allgemeinen Partei-
interesse unter. Das Motto der SPD-Frauen hieß:

»Genaugenommen gibt es zwar die Frau 
besonders berührende Themen, aber keine 
›Frauenfrage‹ in unserer Partei.«21

3.  »Dies komplizierte Neben
einander von Beruf, Familie und 
Abgeordnetendasein schaffen 
die meisten nicht. Da bleibt 
den Frauen am Ende nur Zorn, 
weil die Männer kaum helfen, 
die Dreifachkombination zu 
erleichtern.«22

Neben den strukturellen Bedingungen der jewei-
ligen Partei spielte und spielt, unabhängig von 
der Parteizugehörigkeit, die Vereinbarkeit von 
Familie, Beruf und Politik eine entscheidende 
Rolle für die Karrieremöglichkeiten von Frauen 
in der Politik. Grundsätzlich waren sich die 
Nachkriegspolitikerinnen dieser Problematik 
bewusst, stellten aber nur selten das traditio-
nelle Rollenverständnis in Frage. Entsprechend 
war für Frauen eine erfolgreiche Karriere nur 
dann möglich, wenn die Politikerinnen über ein 
privates Umfeld verfügten, das sie in der tägli-
chen Hausarbeit entlastete und ihre politischen 
Ambitionen positiv bewertete bzw. aktiv unter-
stützte. Spätestens seit den restaurativen 1950er 
Jahren widersprach eine Politikerin mit Kindern 
dem nun gültigen weiblichen Rollenideal einer 
Hausfrau und Mutter und fand damit auch bei 
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den Kollegen der eigenen Parteien kaum Unter-
stützung. Daher war es nicht verwunderlich, 
dass lediglich ein Viertel der Landtagspoliti-
kerinnen Kinder hatte, von denen die meisten 
bereits im jugendlichen und erwachsenen Alter 
waren, als ihre Mütter erstmals in ein Landes-
parlament gewählt wurden.23 Eine seltene Aus-
nahme waren in der Nachkriegszeit unter den 
Parlamentarierinnen die Berufspolitikerinnen, 
die, sobald es die Strukturen zuließen, die Poli-
tik zu ihrer ausschließlichen Profession machten, 
oder aber jene, die ihren Beruf erst aufgaben, 
als aufgrund der Arbeitsbelastung beides, poli-
tisches Mandat bzw. Amt und Berufstätigkeit, 
nicht mehr zufrieden stellend zu leisten war. Die 
Erstgenannten waren vor allem Politikerinnen 
der älteren Generation, die bereits eine Karriere 
als Reichstags- bzw. Landtagsabgeordnete in 
der Weimarer Republik vorweisen konnten und 
über entsprechend reichhaltige politische Erfah-
rungen verfügten, wie Louise Schroeder (SPD), 
Marie-Elisabeth Lüders (DDP/FDP), Helene 
Weber (Zentrum/CDU), Christine Teusch (Zent-
rum/CDU), Luise Schiffgens (SPD) oder Helene 
Wessel (Zentrum/DZP).24 Zu den Letztgenannten 
gehörten vor allem Politikerinnen, die nach 1945 
in die Politik gegangen und als Freiberuflerin-
nen tätig waren. So hielt die Freidemokratin 
Emmy Diemer-Nicolaus, die von 1950  bis 1957 
den Landtagen Württemberg-Baden und Baden-
Württemberg und von 1957 bis 1972 dem Deut-
schen Bundestag angehörte, ihre Anwaltspraxis 
trotz großer Arbeitsbelastung in Beruf und Politik 
zunächst aufrecht. Zu der Aufgabe ihrer Kanz-
lei wurde sie gezwungen, als der Rhythmus der 
Sitzungswochen im Bundestag zu Beginn der 
1960er Jahre so verdichtet wurde, dass die Fort-
führung einer Einzelpraxis mit der Ausübung des 
Bundestagsmandats nicht mehr in Einklang zu 
bringen war.25

Nur in wenigen Fällen konnten die Politike-
rinnen einflussreiche und repräsentative Ämter 
und Funktionen in den Landesparlamenten bzw. 

Landesregierungen erreichen. Hierbei existierte, 
korrespondierend mit dem Frauenanteil in den 
Landtagen, ein signifikanter Unterschied zwi-
schen den Flächenländern und Stadtstaaten. 
Besonders deutlich zeigt sich dies bei der Beset-
zung von Ministerinnenposten. Denn die beiden 
einzigen (gewählten) Ministerinnen in einem Flä-
chenland waren die Christdemokratin Christine 
Teusch, die von 1947 bis 1954 das Kultusminis-
terium in Nordrhein-Westfalen leitete, und Lena 
Ohnesorge26 vom BHE, die in Schleswig-Holstein 
von 1957  bis 1967 Sozialministerin war. Dage-
gen war in den Regierungen der Stadtstaaten, 
ausgenommen des Berliner Senats von 1951 bis 
1955 und des Bremer Senats von 1948 bis 1951, 
zumindest eine Frau vertreten. Dabei trugen 
sowohl die fünf Sozialdemokratinnen (Berlin: 
Louise Schroeder, Erna Maraun27, Ella Kay28; 
Hamburg: Paula Karpinski29, Bremen: Annema-
rie Mevissen30), die beiden Freidemokratinnen 
(Berlin: Marie-Elisabeth Lüders; Hamburg: Emi-
lie Kiep-Altenloh31), die Christdemokratin (Berlin: 
Margarete Ehlert32) wie auch die Kommunistin 
(Bremen: Käthe Popall33) in den sogenannten 
›weichen‹ Ressorts – Jugend, Soziales und Sport – 
die Verantwortung.

Den Karrieresprung vom Landesparlament in 
den Deutschen Bundestag schafften hingegen 
immerhin knapp zehn Prozent bzw. insgesamt 
30 der 322 Politikerinnen.

4.  Keine Glosse

Im Jahre 1947 begründete der CDU-Landtagsab-
geordnete Gustav Theill mit folgenden Worten 
die seiner Meinung nach fehlende Qualifikation 
von Christine Teusch für das Amt der Kultusmi-
nisterin in Nordrhein-Westfalen:

»Vor allem [entspricht] es nicht der besonde-
ren kulturellen Überlieferung und dem Emp-
finden der rheinisch-westfälischen Bevölke-

132

Quelle: Internet-Portal "Westfälische Geschichte" / http://www.westfaelische-geschichte.de/web917



rung, die Leitung und Lenkung des kulturellen 
Lebens in die Hände einer Frau zu legen. Die 
unentbehrlichen starken und mannigfaltigen 
kulturellen Kräfte und Werte der Frau [kön-
nen] gar nicht überschätzt werden. Sie [lie-
gen] aber nicht in der Leitung, die nach dem 
Willen des Schöpfers dem Manne [obliegt]. 
Manche [meiner] Freunde [empfinden] es 
schon als ungewöhnlich, daß die Leitung des 
höheren Schulwesens in den Händen einer 
Frau [liegt]. Würde dazu noch die Gesamtlei-
tung des Ministeriums einer Frau anvertraut, 
so [ist] das eine groteske Überspitzung des 
Gedankens der politischen Aktivierung der 
Frau und zugleich eine Bankrotterklärung des 
zur Leitung berufenen Mannes.«34

Obwohl Konrad Adenauer als Vorsitzender der 
CDU-Landtagsfraktion mit allen Mitteln Chris-
tine Teusch als Ministerin zu verhindern ver-
suchte – so streute er Gerüchte über ihren angeb-
lich schlechten Gesundheitszustand –, gelang es 
ihr in vielen Einzelgesprächen die Fraktionsmehr-
heit für ihre Kandidatur zu gewinnen. Doch auch 
nach ihrer Ernennung zur Kultusministerin ebbte 
die Diskussion darüber nicht ab, ob eine Frau 
für dieses Amt überhaupt geeignet sei. Sowohl 
männliche Parteikollegen als auch Vertreter der 
Wirtschaft und Kirchen zeigten völliges Unver-
ständnis für diese Entscheidung. Nicht ohne 
Grund beurteilte Christine Teusch daher ihre 
Situation als Ministerin sehr realistisch:

»Minister in Deutschland zu sein ist schwer; 
Kultusminister zu sein noch schwerer, aber als 
Frau Kultusministerin am Rhein zu sein am 
allerschwersten.«35
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